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Solana, Primakow in Moskau 
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N A T O - O S T E R W E I T E R U N G

Moskau bremst Abrüstung

Die am vergangenen Mittwoch von

Nato-Generalsekretär Javier Solana
und Rußlands Außenminister Jewgenij Pri-
makow vereinbarte „Grundlagen-Akte“
läßt wichtige Forderungen der Bundesre-
gierung unberücksichtigt. Entgegen Bon-
Jäger 
ner Wünschen enthält das Papier, mit dem
Moskaus Vorbehalte gegen die Nato-Ost-
erweiterung abgebaut werden sollen, keine
konkreten Hinweise auf Abrüstungspro-
jekte. Ursprünglich wollten die Nato-Staa-
ten ausdrücklich ihre Bereitschaft bekräf-
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tigen, die nach dem KSE-Vertrag von 1990
vereinbarten nationalen Obergrenzen für
schweres Kriegsgerät und Truppen „erheb-
lich“ zu senken. Primakow lehnte es je-
doch ab, sich auf entsprechende Gegenan-
gebote Moskaus festzulegen. Auch über
eine neue „Flankenregelung“, die etwa rus-
sische Truppenstärken in der Kaukasus-Re-
gion eingeschränkt hätte, muß weiterhin
bei den Wiener KSE-Abrüstungsgesprächen
von 30 Staaten der Nato und des ehemali-
gen Warschauer Pakts verhandelt werden:
Die von Solana vorgelegte Textpassage
lehnte Primakow mit der schlichten Be-
gründung ab, es gebe „keine russische
Übersetzung“.
Erst in der Schlußrunde der Verhandlun-
gen, am Dienstag und Mittwoch vor Pfing-
sten, akzeptierte Primakow, daß die Nato
„zur Verteidigung“ auch sogenannte Ver-
stärkungskräfte in die neuen Mitgliedslän-
der entsenden kann. Die Allianz hatte zwar
bereits auf die „dauerhafte Stationierung“
größerer Kontingente verzichtet.Aber Mos-
kau verlangte darüber hinaus, zusätzliche
Truppen dürften allenfalls für Friedens-
missionen vorübergehend nach Osten
vorrücken. Beitrittskandidaten wie Polen
oder Ungarn hatten sich dagegen verwahrt,
so zu Nato-Staaten „zweiter Klasse“ zu
werden.
Auf Wunsch des russischen Präsidenten Bo-
ris Jelzin rückten Aussagen über Atomwaf-
fen an die Spitze des Militär-Kapitels der
Grundlagen-Akte. Die Nato bekräftigt dar-
in ihre Ankündigung, sie habe weder Bedarf
noch Pläne, in neuen Mitgliedstaaten Kern-
waffen zu stationieren. Sie ergänzt dies nun
mit dem Hinweis, sie wolle auch keine ver-
bunkerten „über- oder unterirdischen Ein-
richtungen“ als Atomwaffen-Lager „bau-
en“ und vorhandene „nicht anpassen“. Da-
mit ist Jelzins Hauptsorge ausgeräumt, die
Osterweiterung bedeute ein Näherrücken
der atomaren „Infrastruktur“ der Nato an
Rußlands Grenzen.
Das Dokument soll bereits am 27. Mai in
Paris unterzeichnet werden. Der verein-
barte Nato-Rußland-Rat wird voraussicht-
lich im September zum ersten Mal zusam-
mentreten – zwei Monate nach dem Nato-
Erweiterungsgipfel in Madrid.
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Offene Tüte
Die Innenminister der neuen

Länder müssen erneut prü-
fen, ob sich unter ihren Polizei-
beamten noch unentdeckte Ex-
Offiziere des DDR-Ministeriums
für Staatssicherheit befinden. Im
Februar hatte ein anonymer
Absender der Staatskanzlei in
Mecklenburg-Vorpommern eine
detaillierte Liste mit rund 800
Namen angeblicher ehemaliger
Stasi-Offiziere zugesandt. Die
einstigen Schnüffler seien zur
Wendezeit noch schnell in die
DDR-Volkspolizei gewechselt
und heute Beamte der Länder-
polizeien im Osten. Die Liste, de-
ren Echtheit von den Behörden
eher skeptisch geprüft wird, um-
faßt Namen,Vornamen und Per-
sonenkennziffern, in manchen
Fällen auch Decknamen und die
früheren und späteren polizeili-
chen Dienstgrade.
Die Liste wurde vom Schweriner Landes-
beauftragten für die Stasi-Untelagen, Peter
Sense, geprüft und an die Landesdaten-
schützer weitergegeben. Die berieten auf
einer Sondersitzung in Magdeburg über die
Namensliste und reichten sie weiter an den
Vorsitzenden der Innenministerkonferenz,
derzeit Schwerins Innenminister Armin
Jäger. In Mecklenburg-Vorpommern war
die sogenannte Gauck-Überprüfung erst im
Januar für beendet erklärt worden. „Wenn
die Liste echt ist“, so Sense, „können die 
Innenminister die Tüte wohl wieder auf-
machen.“


